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1 0 5 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Heimarbeitsgesetzes.

105 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 21. Juni 1960 über die Wiederverlaut-

barung des Heimarbeitsgesetzes.

Artikel I.

Auf Grund des Wiederverlautbarungsgesetzes,
BGBl. Nr . 114/1947, wird in der Anlage das
Bundesgesetz vom 10. März 1954, BGBl. Nr. 66,
über die Heimarbeit (Heimarbeitsgesetz) neu
verlautbart.

Artikel II.

(1) Bei der Wiederverlautbarung sind die
Änderungen und Ergänzungen berücksichtigt
worden, die sich aus der Heimarbeitsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr . 292/1959, ergeben.

(2) Die Bestimmungen des Artikels II der
Heimarbeitsgesetz-Novelle, BGBl. Nr . 292/1959,
sind im wiederverlautbarten Gesetze dem § 68,
dessen bisheriger Wortlaut die Bezeichnung
Abs. „(1)" erhalten hat, als Abs. 2 bis 4 angefügt
worden.

(3) Der ehemalige § 72 des Heimarbeits-
gesetzes, BGBl. Nr. 66/1954, samt Überschrift
wird als durch das Arbeiterurlaubsgesetz 1959,°
BGBl. Nr. 24 (Wiederverlautbarung), gegen-
standslos geworden und daher nicht mehr
geltend festgestellt.

(4) Der letzte Satz im ehemaligen § 74 Abs. 2
des Heimarbeitsgesetzes, BGBl. N r . 66/1954,
wird als durch Zeitablauf gegenstandslos ge-
worden und daher nicht mehr geltend fest-
gestellt.

(5) Die §§ 73 und 74 des zur Wiederverlaut-
barung gelangenden Bundesgesetzes sind als
§§ 72 und 73 bezeichnet worden. In der Über-
schrift des ehemaligen § 74 werden die W o r t e
„Wirksamkeitsbeginn u n d " weggelassen.

Artikel III.

Das Heimarbeitsgesetz ist in seiner ursprüng-
lichen Fassung am 10. Oktober 1954 in Kraft
getreten. Die durch die Heimarbeitsgesetz-
Novelle, BGBl. N r . 292/1959, eingetretenen
Änderungen sind am 31. Dezember 1959 in
Kraft getreten.

Artikel IV.

Das wiederverlautbarte Gesetz ist als „Heim-
arbeitsgesetz 1960" zu zitieren.

Artikel V .

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird de r Tag der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt bestimmt.

Raab Pittermann Afritsch
Drimmel Proksch Heilingsetzer Hartmann

Bock Waldbrunner Graf

Anlage

Heimarbeitsgesetz 1960.

I. HAUPTSTÜCK.

Anwendungsgebiet.
G e l t u n g s b e r e i c h .

§ 1. Dieses Bundesgesetz gilt für Heimarbeit
jeder Art, ausgenommen die Heimarbeit im
Rahmen der land- und forstwirtschaftlichen Pro-
duktion.

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n .

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist:
a) Heimarbeiter, wer, ohne Gewerbetreibea-

der nach den Bestimmungen der Gewerbe-
ordnung zu sein, in eigener Wohnung
oder selbstgewählter Arbeitsstätte im Auf-
trage und für Rechnung von Personen, die
Heimarbeit vergeben, mit der Herstellung,
Bearbeitung, Verarbeitung oder Ver-
packung von Waren beschäftigt ist;

b) Zwischenmeister (Stückmeister) ein Ge-
werbetreibender, der in eigener Wohnung
oder selbstgewählter Arbeitsstätte allein
oder unter Mithilfe von Familienangehöri-
gen oder fremden Hilfskräften (Werkstatt-
gehilfen, Heimarbeitern) im Auftrage von
Personen, die Heimarbeit vergeben, mit
der Herstellung, Bearbeitung, Verarbeitung
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oder Verpackung von Waren beschäftigt
ist und selbst wesentlich am Stücke mit-
arbeitet; dabei ist es ohne Bedeutung, ob
er die hiezu erforderlichen Stoffe ganz
oder teilweise selbst beistellt und ob er
auch unmittelbar, jedoch in untergeord-
netem Umfange für den Absatzmarkt
arbeitet; (BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 1)

c) Auftraggeber, wer Waren durch Heim-
arbeiter oder Zwischenmeister, sei es un-
mittelbar, sei es . unter Verwendung von
Mittelspersonen, herstellen, bearbeiten,
verarbeiten oder verpacken läßt, und zwar
auch dann, wenn keine Gewinnerzielung
beabsichtigt ist;

d) Mittelsperson eine Person, deren sich die
Auftraggeber zur Weitergabe der Arbeit
an die Heimarbeiter oder Zwischenmeister
bedienen;

e) Werkstattgehilfe ein gewerblicher Hilfs-
arbeiter (§ 73 der Gewerbeordnung), der
von einem Zwischenmeister in dessen Be-
trieb beschäftigt wird.

(2) Als Familienangehörige im Sinne des Abs. 1
lit. b sind der Ehegatte des Zwischenmeisters
und Personen zu verstehen, die mit dem
Zwischenmeister in gerader Linie oder bis zum
dritten Grade der Seitenlinie verwandt oder
verschwägert sind oder zu ihm im Verhältnis
von Wahlkindern stehen, sofern diese Personen
in Hausgemeinschaft mit dem Zwischenmeister
leben.

§ 3. (1) Die in diesem Bundesgesetze für
Heimarbeiter vorgesehenen Schutzbestimmungen
gelten auch für Zwischenmeister, die in der
Regel mit nicht mehr als zwei familienfremden
Hilfskräften (Werkstattgehilfen, Heimarbeitern)
arbeiten.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht
für Zwischenmeister in der Lohnmaschinstickerei
in Vorarlberg. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. I
Z.2)

G l e i c h s t e l l u n g .

§ 4. (1) Zwischenmeister, die mit mehr als
zwei familienfremden Hilfskräften arbeiten, und
Mittelspersonen können bei Vorliegen einer be-
sonderen Schutzbedürftigkeit den im § 3 ge-
nannten Personen gleichgestellt werden. Die
Gleichstellung kann nur für einzelne Erzeu-
gungszweige angeordnet werden; sie kann sich
auf alle oder einzelne Schutzbestimmungen
dieses Bundesgesetzes erstrecken.

(2) Die Gleichstellung ordnet die zuständige
Heimarbeitskommission (§ 28) an.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten
nicht für Zwischenmeister und Mittelspersonen
in der Lohnmaschinstickerei in Vorarlberg.
(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 2)

II. HAUPTSTÜCK.
Allgemeine Schutzbestimmungen.
A n z e i g e b e i e r s t m a l i g e r

V e r g e b u n g v o n H e i m a r b e i t .

§ 5. (1) Auftraggeber haben gelegentlich der
erstmaligen Vergebung der Heimarbeit hierüber
dem nach dem Standorte des Auftraggebers zu-
ständigen Arbeitsinspektorat Anzeige zu erstat-
ten.

(2) Die Anzeigepflicht nach Abs. 1 obliegt
auch Zwischenmeistern, die Heimarbeiter be-
schäftigen, sowie Mittelspersonen.

§ 6. Die Anzeige nach § 5 Abs. 1 und 2 hat
Namen und Standort desjenigen, der Heimarbeit
vergibt, sowie die Art der Heimarbeit zu ent-
halten. Sie ist innerhalb einer Woche nach der
erstmaligen Vergebung der Heimarbeit zu er-
statten. Mit der Anzeige ist auch ein Verzeichnis
aller unmittelbar beschäftigten Heimarbeiter,
Zwischenmeister und verwendeten Mittels-
personen vorzulegen. Die näheren Bestim-
mungen über Form und Inhalt der Anzeige
erläßt das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung durch Verordnung.

L i s t e n f ü h r u n g .

§ 7. (1) Die Auftraggeber sind verpflichtet,
eine fortlaufend richtiggestellte Liste aller un-
mittelbar beschäftigten Heimarbeiter, Zwischen-
meister und verwendeten Mittelspersonen in
zweifacher Ausfertigung zu führen. Diese Ver-
pflichtung gilt auch für Mittelspersonen und
Zwischenmeister hinsichtlich der Personen, an
die sie Heimarbeit weitergeben. Form und
Inhalt der zu führenden Liste werden durch
Verordnung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung geregelt.

(2) Bis zum 15. Jänner eines jeden Jahres ist
die erste Ausfertigung der nach Abs. 1 zu
führenden Liste dem Arbeitsinspektorat, in
dessen Aufsichtsbezirk der zur Listenführung
Verpflichtete seinen Standort hat, vorzulegen.
Außerhalb dieses Termins sind Abschriften der
Liste dem Arbeitsinspektorat auf besonderes
Verlangen vorzulegen.

B e k a n n t g a b e d e r A r b e i t s- u n d
L i e f e r u n g s b e d i n g u n g e n .

§ 8. (1) Wer Heimarbeit vergibt, hat in den
Räumen, in denen die Arbeit vergeben oder die
Ware abgeliefert wird oder die Auszahlung er-
folgt, eine Bekanntmachung über die jeweils
geltenden Arbeits- und Lieferungsbedingungen
an gut sichtbarer Stelle zur Einsichtnahme durch
die mit Heimarbeit beschäftigten Personen auf-
zulegen.

(2) Die Bekanntmachung hat zu enthalten:
a) Angaben über Zeit und Ort der Ausgabe

und Ablieferung der Heimarbeit,
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b) Angaben über das allenfalls vom Heim-
arbeiter (Zwischenmeister) beizustellende
Material und dessen Verrechnung,

c) ein Entgeltsverzeichnis,
d) Angaben über Zeit und Or t der Auszah-

lung der Entgelte.
(3) Das Entgeltsverzeichnis ha t das Entgelt für

jedes einzelne Arbeitsstück zu enthalten. Ist dies
nicht möglich, so ist eine übersichtliche Berech-
nungsgrundlage des Entgeltes einzutragen. Be-
stehende Musterbücher sind beizuschließen.

(4) Ist das Entgelt durch Heimarbeitsgesamt-
vertrag (§ 43) oder Heimarbeitstarif (§ 34) ge-
regelt, so sind diese zur Einsichtnahme aufzu-
legen.

(5) Wer Heimarbeit vergibt, hat für den Fall,
daß die Heimarbeit in die Wohnung oder Ar-
beitsstätte der mit Heimarbeit Beschäftigten ge-
bracht wird, dafür vorzusorgen, daß diesen die
Arbeits- und Lieferungsbedingungen sowie jede
Änderung derselben zur Einsichtnahme vor-
gelegt werden. Die Einsichtnahme ist im Ab-
rechnungsbuch (§ 10) zu bestätigen.

(6) Allen mit Heimarbeit Beschäftigten ist
überdies eine schriftliche Ausfertigung der im
Abs. 2 lit. a, b und d verlangten Angaben aus-
zufolgen.

(7) Die Vorschriften über die Entgeltsver-
zeichnisse finden bei der Herstellung neuer
Muster, die als Einzelstücke erst auszuarbeiten
sind, keine Anwendung.

E n t g e l t z a h l u n g .

§ 9. Das Entgelt ist mindestens einmal monat-
lich abzurechnen und auszuzahlen; auf das zur
Abrechnung gelangende Entgelt sind wöchentlich
der geleisteten Arbeit entsprechende Vorschüsse
zu leisten. In jedem Falle wird das bereits ver-
diente Entgelt mit der Beendigung des Beschäf-
tigungsverhältnisses fällig.

A b r e c h n u n g s b u c h .

§ 10. (1) Wer Heimarbeit unmittelbar an
Heimarbeiter oder an Zwischenmeister, die unter
die Vorschriften des § 3 oder des § 4 fallen, ver-
gibt, hat diesen auf seine Kosten ein Abrech-
nungsbuch auszufolgen.

(2) In das Abrechnungsbuch sind von dem, der
Heimarbeit vergibt, insbesondere einzutragen:

a) bei jeder Ausgabe von Arbeit:
Datum der Ausgabe,
Art und Menge der vergebenen Arbeiten,
das für die vergebene Arbeit je Einheit ge-

bührende Entgelt unter Angabe der hie-
für vorgesehenen Arbeitszeit oder Be-
rechnungsgrundlage,

der vereinbarte Liefertermin;
b) bei jeder Ablieferung von Arbeit:

Datum der Ablieferung,

Verrechnung der vom Heimarbeiter oder
Zwischenmeister beigestellten Roh- und
Hilfsstoffe,

Höhe des Brutto-Entgeltes,
Höhe der Abzüge vom Entgelt und deren

Begründung,
Höhe des ausgezahlten Entgeltes und des

allfälligen Unkostenzuschlages sowie der
Wohnungsbeihilfe gemäß dem Bundes-
gesetz über Wohnungsbeihilfen, BGBl.
Nr. 229/1951,

Höhe eines allfällig geleisteten Vorschusses.
(BGBl. Nr. 292/1959, Art I Z. 3)

(3) Wer Heimarbeit vergibt, hat für eine ord-
nungsgemäße und sorgfältige Führung der Ab-
rechnungsbücher sowie für eine zeitgerechte Vor-
nahme der vorgeschriebenen Eintragungen Sorge
zu tragen.

(4) Das Abrechnungsbuch ist von den mit
Heimarbeit Beschäftigten zu verwahren und
drei Jahre hindurch, gerechnet vom Tage der
letzten Eintragung an, aufzubewahren.

(5) Das Abrechnungsbuch ist auf Verlangen den
Organen der Arbeitsinspektorate, der Heim-
arbeitskommissionen, der Berufungskommission
für Heimarbeit (§ 39) und der Sozialversiche-
rungsträger vorzulegen.

(6) Das Abrechnungsbuch hat eine kurze Zu-
sammenfassung der in diesem Bundesgesetze für
Heimarbeiter, Zwischenmeister und Mittelsper-
sonen festgesetzten Schutzbestimmungen zu ent-
halten. Die näheren Bestimmungen über Form
und Inhalt des Abrechnungsbuches erläßt das
Bundesministerium für soziale Verwaltung durch
Verordnung. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 4)

§ 11. Wer sich zur Vergebung der Heimarbeit
einer Mittelsperson, die unter die Bestimmungen
des § 4 fällt, bedient, hat dieser auf seine Kosten
ein Abrechnungsbuch auszufolgen. Dieses Abrech-
nungsbuch ist von der Mittelsperson zu ver-
wahren. Im übrigen gelten die Bestimmungen des
§ 10 sinngemäß.

A u s g a b e u n d A b l i e f e r u n g d e r H e i m -
a r b e i t .

§ 12. (1) An Sonntagen und an den im Feiertags-
ruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153, in seiner jeweils
geltenden Fassung angeführten Feiertagen darf
Heimarbeit weder ausgegeben noch abgeliefert
werden. Das •Bundesministerium für soziale Ver-
waltung (Zentral-Arbeitsinspektorat) kann in be-
gründeten Fällen für einzelne Zweige der Heim-
arbeit in bestimmten Gebieten nach Anhörung
der gesetzlichen Interessenvertretungen der
Dienstnehmer und der Dienstgeber Ausnahmen
zulassen. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 5)

(2) Das Arbeitsinspektorat kann in Einzelfällen
für bestimmte Zeiten des Tages die Ausgabe und
Ablieferung von Heimarbeit untersagen.
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§ 13. (1) Wer Heimarbeit vergibt, ha t entspre-
chend Vorsorge zu treffen, daß die Ausgabe und
Ablieferung der Heimarbeit ohne ungebührliche
Wartezeit durchgeführt wird.

(2) Eine über 45 Minuten hinausgehende
Wartezeit hat derjenige, der Heimarbeit vergibt,
zu vergüten. Die Vergütung ist nach dem der
Entgeltberechnung zugrunde liegenden Stunden-
lohne zu bemessen.

(3) Ein Anspruch auf Vergütung einer Warte-
zeit besteht nur, wenn sich der mit Heimarbeit
Beschäftigte zu dem für die Ausgabe und Ab-
lieferung der Heimarbeit vorgeschriebenen Zeit-
punkte bei der Person gemeldet hat, welche die
Ausgabe oder Übernahme der Heimarbeit vor-
nimmt.

§ 14. (1) Zur Hintanhaltung einer übermäßigen
Beanspruchung der Heimarbeiter darf auf ein
Abrechnungsbuch keine größere Arbeitsmenge
ausgegeben werden, als durch eine vollwertige
Arbeitskraft ohne Hilfskräfte bei Einhaltung der
für den betreffenden Erzeugungszweig geltenden
Arbeitszeit bewältigt werden kann. Die zustän-
dige Heimarbeitskommission kann nach An-
hörung des Arbeitsinspektorates allgemeine Be-
stimmungen darüber treffen, welche Arbeits-
menge in bestimmten Erzeugungszweigen der
Heimarbeit auf ein Abrechnungsbuch für einen
bestimmten Zeitraum ausgegeben werden darf.
Wird eine solche Regelung nicht getroffen, so
entscheidet in Zweifelsfällen das Arbeitsinspek-
torat, welche Arbeitsmengen ausgegeben werden
dürfen.

(2) Die Lieferfristen sind so zu bemessen, daß
die Aufträge ohne Sonn- und Feiertagsarbeit aus-
geführt werden können, es sei denn, daß es sich
um eine Arbeit handelt, die nach den für den in
Betracht kommenden Erzeugungszweig geltenden
Vorschriften über die Sonn- und Feiertagsruhe
an Sonn- oder Feiertagen verrichtet werden darf.
Für Frauen und Jugendliche sind die Lieferfristen
überdies so zu bemessen, daß die Aufträge ohne
Nachtarbeit und unter Beobachtung der für diese
Personen geltenden besonderen Arbeiterschutz-
vorschriften ausgeführt werden können. Welche
Zeit als Nachtzeit gilt, bestimmt sich nach den
für den betreffenden Erzeugungszweig geltenden
arbeitsrechtlichen Vorschriften. (BGBl. Nr. 292/
1959, Art. 1 Z. 6)

A r b e i t s z e i t d e r W e r k s t a t t -
g e h i l f e n .

§ 15. (1) Für die bei Zwischenmeistern beschäf-
tigten Werkstattgehilfen und Lehrlinge gelten die
für gewerbliche Hilfsarbeiter und, soweit es sich
um Personen unter 18 Jahren handelt, die für
Jugendliche jeweils bestehenden Vorschriften
über die Arbeitszeit.

(2) Werkstattgehilfen und Lehrlingen darf für
Tage, an denen ihre Werkstattarbeit das Ausmaß

der gesetzlich zulässigen Höchstarbeitszeit er-
reicht, vom Dienstgeber kein Auftrag zur Ver-
richtung von Arbeit außerhalb der Betriebsstätte
erteilt werden. Aufträge sind nur in solchem
Umfange gestattet, als durch die Werkstatt- und
Heimarbeit die gesetzliche oder kollektivvertrag-
lich zulässige Höchstarbeitszeit nicht überschrit-
ten wird.

G e f a h r e n s c h u t z .

§ 16. Arbeitsstätten, in denen Heimarbeit ver-
richtet wird, müssen, soweit es die Natur der Be-
schäftigung gestattet, derart beschaffen und ein-
gerichtet sein, daß Gefahren für Leben, Gesund-
heit und Sittlichkeit der Beschäftigten vermieden
werden.

§ 17. (1) Das Bundesministerium für soziale
Verwaltung kann nach Anhörung der gesetz-
lichen Interessenvertretungen der Dienstnehmer
und der Dienstgeber und der in Betracht kom-
menden Heimarbeitskommission im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau für Erzeugungszweige, in
denen sich aus der Art der Herstellung, Be-
arbeitung, Verarbeitung oder Verpackung von
Waren eine Gefährdung des Lebens oder der Ge-
sundheit der mit Heimarbeit Beschäftigten oder
der Verbraucher der Waren ergibt, durch Ver-
ordnung Heimarbeit verbieten oder besondere
Vorschriften für die Verrichtung der Heimarbeit
erlassen.

(2) Wird Heimarbeit, für die nach Abs. 1 be-
sondere Vorschriften erlassen worden sind, erst-
malig vergeben, so ist in der nach § 5 zu erstat-
tenden Anzeige ausdrücklich darauf hinzuweisen.
Wurde Heimarbeit bereits vor der Erlassung
solcher Vorschriften vergeben, so ist binnen einer
Woche nach Inkrafttreten dieser Vorschriften
eine neue Anzeige nach § 5 zu erstatten.

(3) Wird Heimarbeit, bei der infolge ihrer be-
sonderen Ar t erfahrungsgemäß das Leben oder
die Gesundheit der damit Beschäftigten gefährdet
erscheint, erstmalig vergeben und sind für diese
Heimarbeit besondere Schutzvorschriften nach
Abs. 1 nicht erlassen worden, so haben die Auf-
traggeber hierüber dem nach ihrem Standorte
zuständigen Arbeitsinspektorat Anzeige zu er-
statten. § 5 Abs. 2 findet Anwendung. (BGBl.
Nr. 292/1959, Art. I Z. 7)

(4) In Erzeugungszweigen, für die Vorschriften
gemäß Abs. 1 nicht erlassen sind, kann das Ar-
beitsinspektorat im Einzelfalle die Vergebung be-
stimmter Heimarbeiten untersagen oder für die
Durchführung von Heimarbeit Bedingungen vor-
schreiben, wenn infolge der besonderen Art der
Heimarbeit das Leben, die Gesundheit oder die
Sittlichkeit der mit Heimarbeit Beschäftigten ge-
fährdet erscheint. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. I
Z. 7)
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III. HAUPTSTÜCK.

Feiertags- und Urlaubsregelung, Kranken-
entgelt.

A b s c h n i t t 1.

Entgeltzahlung für Feiertage.,

R e g e l u n g f ü r H e i m a r b e i t e r .

§ 18. (1) Die Heimarbeiter haben für die im
Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153, in
seiner jeweils geltenden Fassung angeführten
Feiertage Ansprach auf Feiertagsentgelt nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen. (BGBl.
Nr. 292/1959, Art. I Z. 8)

(2) Das Feiertagsentgelt ist in Form eines Zu-
schlages zu den jeweils erzielten Arbeitsentgelten
einschließlich allfällig gezahlter Urlaubsentgelte
und allfälliger Krankenentgelte zu leisten. Dieser
Zuschlag beträgt 31/3 v. H. der reinen Arbeits-
entgelte ohne Unkostenzuschläge; er darf in das
Arbeitsentgelt nicht einbezogen werden. Das
Feiertagsentgelt ist jeweils bei der ersten Entgelt-
zahlung nach dem 15. März und nach dem
15. September abzurechnen und auszuzahlen;
endet das Vertragsverhältnis früher, so ist das
Feiertagsentgelt bei der letzten Entgeltzahlung
abzurechnen und auszuzahlen. Die Auszahlung
ist unter Angabe der Berechnungsgrundlage im
Abrechnungsbuch gesondert auszuweisen. (BGBl.
Nr. 292/1959, Art. I Z.9 und 10)

R e g e l u n g f ü r Z w i s c h e n m e i s t e r
u n d M i t t e l s p e r s o n e n .

§ 19. Auf Zwischenmeister und Mittels-
personen, die unter die Bestimmungen des § 3 oder
des § 4 fallen, finden hinsichtlich des Feiertags-
entgeltes die Vorschriften des § 18 Anwendung,
jedoch kann durch Heimarbeitsgesamtvertrag
oder Heimarbeitstarif die Höhe des Zuschlages
mit einem anderen Hundertsatz und der Zeit-
punkt, in dem der Zuschlag zu leisten ist, ab-
weichend festgesetzt werden.

A b s c h n i t t 2.
Urlaub.

U r l a u b s a n s p r u c h u n d U r l a u b s -
a u s m a ß .

§ 20. (1) Der Heimarbeiter erwirbt auf Grund
eines ununterbrochenen Beschäftigungsverhält-
nisses in der Dauer von jeweils mindestens sechs
Monaten einen Anspruch auf Urlaub. Bei Er-
mittlung des Urlaubsanspruches verbleibende Teile
von Beschäftigungsmonaten zählen auf den
nächsten Urlaubsanspruch.

(2) Der Zeitraum, der das den Urlaubsanspruch
begründende Beschäftigungsverhältnis (Abs. 1)
unter Berücksichtigung allfälliger Unterbrechun-
gen im Sinne des Abs. 5 umfaßt, wird als Ur-
laubszeitraum bezeichnet. Der Urlaubszeitraum

umfaßt nur volle Beschäftigungsmonate. Er beginnt
für den ersten Urlaubsanspruch mit der Auf-
nahme des Beschäftigungsverhältnisses, für jeden
folgenden Urlaubsanspruch mit dem Ende des
Tages, mit dem der vorhergehende Urlaubszeit-
raum schließt.

(3) Das Ausmaß des Urlaubes beträgt für jeden
Monat des Beschäftigungsverhältnisses, für den
ein Urlaubsanspruch nicht verbraucht wurde,
einen Werktag. Es erhöht sich, wenn das Beschäf-
tigungsverhältnis ununterbrochen mehr als fünf
Jahre (60 Monate) gedauert hat, auf eineinhalb
Werktage, wenn es ununterbrochen mehr als
15 Jahre (180 Monate) gedauert hat, auf zwei
Werktage.

(4) Auf jugendliche Heimarbeiter finden die Be-
stimmungen der Abs. 1 und 3 mit der Maßgabe
Anwendung, daß bis zum Ablaufe des Kalender-
jahres, in dem der Jugendliche das 18. Lebens-
jahr vollendet, für jeden Monat des Beschäfti-
gungsverhältnisses zwei Urlaubstage gebühren.

(5) Für den Urlaubsanspruch (Abs. 1) und für
die Bemessung der Urlaubsdauer sind Beschäfti-
gungsverhältnisse, die keine längere Unter-
brechung als jeweils 60 Tage aufweisen, zusam-
menzurechnen.

(6) Zeiten, während deren Personen, die dem
Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr . 183/1947, in der
jeweils geltenden Fassung unterliegen, nachweis-
bar aus politischen Gründen in Haft waren, sind
für die Bemessung der Urlaubsdauer anzu-
rechnen.

(7) Die Zeit, während der ein Heimarbeiter
durch Krankheit oder Unglücksfall die Beschäf-
tigung nicht ausüben kann, darf im den Urlaub
nicht eingerechnet werden.

(8) Steht der Heimarbeiter zu mehreren Auf-
traggebern (Zwischenmeistern, Mittelspersonen)
in einem Beschäftigungsverhältnis, so ist der Ur-
laubsanspruch gegenüber jeder einzelnen dieser
Personen gesondert zu beurteilen.

U r l a u b s a n t r i t t , V e r b o t d e r A u s -
g a b e v o n H e i m a r b e i t .

§ 21. (1) Der Zeitraum des Urlaubsantrittes ist
im Einvernehmen zwischen dem Auftraggeber
(Zwischenmeister, Mittelsperson) und dem Heim-
arbeiter unter Rücksichtnahme auf die Erforder-
nisse des Betriebes und die Erholungsmöglichkeit
des Heimarbeiters zu bestimmen, doch ist in
jedem Beschäftigungsjahre der gebührende Ur-
laub zu gewähren.

(2) Der Urlaub kann in Teilen gewährt werden,
doch darf kein Teil weniger als sechs Werktage
betragen, ausgenommen den Fall, daß der ge-
samte Urlaub weniger als zwölf Werktage aus-
macht; auch in diesem Falle muß jedoch ein Teil
mindestens sechs Tage umfassen. Durch Heim-
arbeitsgesamtvertrag kann eine andere Regelung
getroffen werden.
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(3) Für die Dauer des Urlaubes und während
dessen Ablaufes darf Heimarbeit an den Heim-
arbeiter nicht ausgegeben werden.

U r l a u b s e n t g e l t .

§ 22. (1) Während des Urlaubes gebührt dem
Heimarbeiter ein Urlaubsentgelt nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen.

(2) Das Urlaubsentgelt beträgt 4 v. H . des
Arbeitsentgeltes, das für den Urlaubszeitraum
(§ 20 Abs. 2) gebührt hat. Der Hundertsatz er-
höht sich nach einer ununterbrochenen Beschäf-
tigungsdauer von mehr als fünf Jahren (§ 20
Abs. 3) auf 6 v. H . und nach einer ununterbro-
chenen Beschäftigungsdauer von mehr als
15 Jahren auf 8 v. H . des Arbeitsentgeltes. Das
Urlaubsentgelt für Jugendliche beträgt 8 v. H .
des Arbeitsentgeltes, das für den Urlaubszeit-
raum gebührt hat. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. 1
Z.11)

(3) Unter dem gemäß Abs. 2 gebührenden Ar-
beitsentgelt ist die Summe der Arbeitsentgelte zu
verstehen, die innerhalb des Urlaubszeitraumes
abzurechnen und auszuzahlen waren (§ 9).

(4) Durch Heimarbeitsgesamtvertrag kann die
Berechnung des Urlaubsentgeltes abweichend von
der Bestimmung des Abs. 2 geregelt werden.

(5) Zum Zwecke der Berechnung des Urlaubs-
entgeltes umfaßt das Arbeitsentgelt auch die in
dem Urlaubszeitraum gebührenden Feiertags-
entgelte, ein in diesem Zeitraum allfällig ge-
zahltes Urlaubsentgelt und allfällig gezahlte
Krankenentgelte; es umfaßt jedoch nicht die Un-
kostenzuschläge. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. I
Z. 12)

(6) Das Urlaubsentgelt ist bei Antr i t t des Ur-
laubes zu zahlen. Wird der Urlaub in Teilen ge-
währt, so ist bei Antr i t t jedes Teilurlaubes der
entsprechende Teil des Urlaubsentgeltes zu
zahlen.

A b f i n d u n g .

§ 23. (1) Wird das Beschäftigungsverhältnis des
Heimarbeiters vor Erwerb eines Urlaubsanspru-
ches (§ 20 Abs. 1) gelöst, so gebührt dem Heim-
arbeiter eine Abfindung der Anwartschaft auf
Urlaub. Diese Abfindung ist je nach der Gesamt-
dauer des Beschäftigungsverhältnisses mit dem
gemäß § 22 in Betracht kommenden Hundertsatz
des Arbeitsentgeltes zu bemessen, das für den
durch einen Urlaubsanspruch nicht erfaßten Zeit-
raum gebührt.

(2) Wird das Beschäftigungsverhältnis vor Ver-
brauch des erworbenen Urlaubsanspruches gelöst,
so gebührt dem Heimarbeiter eine Abfindung in
der Höhe des Urlaubsentgeltes, das gebührt
hätte, wenn der Urlaub tatsächlich verbraucht
worden wäre.

(3) Der Heimarbeiter verliert den Anspruch auf
Urlaub und Abfindung, wenn er das Beschäfti-
gungsverhältnis ohne wichtigen Grund vorzeitig
auflöst.

P f ä n d u n g s s c h u t z .

§ 24. Das Urlaubsentgelt und die Abfindung
sind nur zugunsten von Unterhaltsansprüchen
pfändbar.

V o r m e r k u n g im A b r e c h n u n g s b u c h

§ 25. Die gemäß §§ 22 und 23 geleisteten Be-
träge sowie allfällige Urlaubszuschüsse sind
gleichzeitig mit der Auszahlung im Abrechnungs-
buch einzutragen. Die Eintragung hat insbeson-
dere zu enthalten:

Datum der Auszahlung;
Art des Anspruches;
Beginn und Ende des Urlaubszeitraumes, An-

zahl der angerechneten vollen Beschäfti-
gungsmonate;

das der Berechnung des Anspruches zugrunde
gelegte Arbeitsentgelt;

Datum des Antrittes und der Beendigung des
Urlaubes (Teilurlaubes);

Höhe des Betrages.
(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 13)

R e g e l u n g f ü r Z w i s c h e n m e i s t e r
u n d M i t t e l s p e r s o n e n .

§ 26. (1) Zwischenmeistern und Mittels-
personen, die unter die Bestimmungen des § 3
oder des § 4 fallen, gebührt als Urlaubsentgelt
ein Zuschlag zu den erzielten reinen Arbeitsent-
gelten ohne Unkostenzuschläge, jedoch einschließ-
lich der Feiertagsentgelte.

(2) Der Zuschlag nach Abs. 1 und der Zeitpunkt
der Auszahlung ist, sofern nicht durch Heim-
arbeitsgesamtvertrag eine Regelung getroffen
wurde, von der Heimarbeitskommission durch
Heimarbeitstarif festzusetzen. Der Zuschlag muß
mit mindestens 4 v. H . bemessen sein. Liegt eine
solche Festsetzung nicht vor, beträgt der Zuschlag
4 v. H. Der Zuschlag ist für die Zeit vom 15. De-
zember bis 14. Juni jeweils bei der ersten Ent-
geltzahlung nach dem 15. Juni, für die Zeit vom
15. Juni bis 14. Dezember jeweils bei der ersten
Entgeltzahlung nach dem 15. Dezember aus-
zuzahlen. Endet das Vertragsverhältnis früher, so
ist der Zuschlag bei der letzten Entgeltzahlung
abzurechnen und auszuzahlen.

(3) Der Zuschlag gemäß Abs. 1 und 2 darf in
das Arbeitsentgelt nicht einbezogen werden. Er
ist im Abrechnungsbuch gesondert auszuweisen.

A b s c h n i t t 3.
Krankenentgelt und Weihnachtsremuneration.

§ 27. (1) Für Heimarbeiter, die bei einer Per-
son, die Heimarbeit vergibt, in den letzten
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39 Wochen durch mindestens 13 Wochen oder in
den letzten 78 Wochen durch mindestens
26 Wochen beschäftigt waren und in diesen
13 beziehungsweise 26 Wochen eine Arbeits-
leistung erbracht haben, die nach Dauer oder
Menge der eines Werkstattgehilfen entspricht,
gelten neben den Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes folgende Sonderbestimmungen:

a) Sie haben Anspruch auf Entgelt im Fall
einer Erkrankung oder eines Unglücksfalles
unter der Voraussetzung und in dem Aus-
maß, als eine solche Leistung in dem für
Werkstattgehilfen des betreffenden Erzeu-
gungszweiges geltenden Kollektivvertrag
vorgesehen ist. Besteht keine kollektivver-
tragliche Regelung, so behalten sie den An-
spruch auf das Entgelt, wenn sie nach min-
destens 14tägiger Beschäftigung durch
Krankheit oder Unglücksfall für eine ver-
hältnismäßig kurze, jedoch eine Woche
nicht übersteigende Zeit an der Ausübung
ihrer Beschäftigung verhindert sind, ohne
dies vorsätzlich oder durch grobe Fahrläs-
sigkeit verschuldet zu haben.

b) Sie haben Anspruch auf Weihnachtsremu-
neration unter der Voraussetzung und in
dem Ausmaß, als solche Leistungen in dem
für Werkstattgehilfen des betreffenden Er-
zeugungszweiges geltenden Kollektivver-
trag vorgesehen sind.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß auch für Heimarbeiter, die bei mehreren
Personen, die Heimarbeit vergeben, in dem im
Abs. 1 genannten Umfang beschäftigt sind.

(3) Die gemäß Abs. 1 lit. a und b geleisteten
Krankenentgelte und Weihnachtsremunerationen
sind gleichzeitig mit der Auszahlung im Abrech-
nungsbuch einzutragen. Die Eintragung hat ins-
besondere zu enthalten:

Datum der Auszahlung;
Art des ausgezahlten Betrages;
Höhe des Betrages.

(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 14)

IV. HAUPTSTÜCK.
Heimarbeitskommissionen.

A b s c h n i t t 1.
Errichtung und Aufgaben der Heimarbeitskom-

missionen.

E r r i c h t u n g .

§ 28. (1) Zur Wahrnehmung der Aufgaben auf
dem Gebiete der Heimarbeit (§ 29) werden
Heimarbeitskommissionen errichtet.

(2) Die Angelegenheiten von Heimarbeits-
zweigen, denen besondere Bedeutung zukommt,
haben besondere Heimarbeitskommissionen
wahrzunehmen. Die Angelegenheiten aller übri-
gen Zweige der Heimarbeit werden von einer

allgemeinen Heimarbeitskommission besorgt.
Der Wirkungsbereich jeder Heimarbeitskommis-
sion erstreckt sich auf das ganze Bundesgebiet.

(3) Die allgemeine Heimarbeitskommission und
die besonderen Heimarbeitskommissionen wer-
den beim Einigungsamt Wien errichtet.

(4) Erscheint zur Gewährleistung einer zweck-
entsprechenden Tätigkeit die Errichtung einer be-
sonderen Heimarbeitskommission bei einem an-
deren Einigungsamt als beim Einigungsamt Wien
geboten, so ha t das Bundesministerium für soziale
Verwaltung einvernehmlich mit dem Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau und
dem Bundesministerium für Justiz nach An-
hörung der gesetzlichen Interessenvertretungen
der Dienstnehmer und der Dienstgeber durch
Verordnung die erforderliche Regelung zu
treffen.

(5) Die Heimarbeitskommissionen unterstehen
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht dem
Vorsitzenden des Einigungsamtes.

(6) Das Nähere über den fachlichen Wirkungs-
bereich der einzelnen " Heimarbeitskommissionen
wird vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung einvernehmlich mit dem Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau durch Ver-
ordnung bestimmt.

§ 29. (1) Die Heimarbeitskommissionen haben
die Aufgabe, für die ihrer Zuständigkeit unter-
worfenen Zweige der Heimarbeit die Arbeits-
und Lieferungsbedingungen zu regeln. In Durch-
führung dieser Aufgaben obliegt ihnen insbeson-
dere

a) Heimarbeitstarife zu erlassen;
b) die Gleichstellung von Zwischenmeistern

und Mittelspersonen im Sinne des § 4 an-
zuordnen;

c) allgemeine Bestimmungen über die auf ein
Abrechnungsbuch auszugebende Arbeits-
menge gemäß § 14 zu treffen;

d) auf Antrag von Auftraggebern, Zwischen-
meistern, Mittelspersonen, Heimarbeitern,
einer Interessenvertretung dieser Gruppen
oder eines Arbeitsinspektorates Entgelt-
berechnungen auf ihre Übereinstimmung
mit dem jeweils geltenden Heimarbeitsge-
samtvertrag, Heimarbeitstarif (Kollektiv-
vertrag, Tarifordnung) oder Einzelvertrag
zu überprüfen und das für die Stück- oder
Leistungseinheit gebührende Entgelt festzu-
stellen;

e) auf Ersuchen eines Gerichtes oder einer
Verwaltungsbehörde Gutachten über die
Auslegung der von ihnen erlassenen Heim-
arbeitstarife oder eines Heimarbeitsgesamt-
vertrages abzugeben;

f) einen Kataster der von ihnen erlassenen
Heimarbeitstarife und der hinterlegten
Heimarbeitsgesamtverträge zu führen.
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(2) Zur Erledigung der in Abs. 1 lit. d an-
geführten Aufgabe hat die Heimarbeitskommis-
sion einen Ausschuß (Entgeltberechnungsaus-
schuß) einzusetzen.

Z u s a m m e n s e t z u n g .

§ 30. (1) Die Heimarbeitskommission besteht
aus einem Vorsitzenden und nach Bedarf aus
einem oder mehreren Stellvertretern sowie aus
der erforderlichen Zahl von Mitgliedern.

(2) Die Mitglieder sind den Gruppen der Auf-
traggeber, der Heimarbeiter, der Zwischenmeister
und der Mittelspersonen unter Berücksichtigung
der in den Wirkungsbereich der Heimarbeits-
kommission fallenden Erzeugungszweige zu ent-
nehmen. Die Mitglieder können auch dem Kreise
der Funktionäre und Angestellten der Interessen-
vertretungen der in Betracht kommenden Grup-
pen entnommen werden.

(3) Der Heimarbeitskommission gehören ferner
als Mitglieder eine entsprechende Zahl von Fach-
leuten mit beratender Stimme an, die, ohne einer
der unter Abs. 2 genannten Gruppen anzu-
gehören, die erforderlichen Kenntnisse und Er-
fahrungen auf dem einschlägigen Gebiete der
Heimarbeit besitzen.

(4) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter
werden vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung auf Grund eines gemeinsamen Vor-
schlages des Österreichischen Arbeiterkammer-
tages, des Österreichischen Gewerkschaftsbundes
und der Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft für unbestimmte Zeit und auf Widerruf
ernannt. Sie haben, wenn sie nicht schon als
öffentliche Beamte zur unparteiischen und gewis-
senhaften Ausübung der Amtspflichten ver-
pflichtet wurden, dieses Gelöbnis vor dem Bun-
desminister für soziale Verwaltung zu leisten.

(5) Die Mitglieder werden vom Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung bestellt. Die Be-
stellung der in Abs. 2 genannten Mitglieder er-
folgt auf Grund von Vorschlägen der gesetz-
lichen Interessenvertretungen der Dienstnehmer
und der Dienstgeber, und zwar sind die Vor-
schläge hinsichtlich der Mitglieder aus dem Kreise
der Heimarbeiter vom Österreichischen Arbeiter-
kammertag im Einvernehmen mit dem Öster-
reichischen Gewerkschaftsbund und hinsichtlich
der Mitglieder aus den Kreisen der Auftraggeber,
der Zwischenmeister und der Mittelspersonen von
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft
zu erstatten. Die Bestellung der in Abs. 3 ge-
nannten Mitglieder erfolgt auf Grund von Vor-
schlägen, die für je die Hälfte der Mitglieder
vom Österreichischen Arbeiterkammertag und
von der Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft zu erstatten sind.

(6) Wird das Vorschlagsrecht gemäß Abs. 4
und 5 nicht binnen zwei Monaten nach Auffor-

derung ausgeübt, so ist das Bundesministerium
für soziale Verwaltung bei der Bestellung an
Vorschläge nicht gebunden.

§ 31. (1) Als Vorsitzende, Stellvertreter und
Mitglieder können nur österreichische Staats-
bürger berufen werden, die das 24. Lebensjahr
vollendet haben und eigenberechtigt sind. Aus-
geschlossen vom Amt eines Vorsitzenden, Stell-
vertreters oder Mitgliedes sind Personen, die nach
dem Geschwornen- und Schöffenlistengesetz,
BGBl. N r . 135/1946, in der jeweils geltenden
Fassung wegen einer strafgerichtlichen Verurtei-
lung zum A m t eines Geschwornen oder Schöffen
unfähig sind.

(2) Die Mitglieder werden für eine Amtsdauer
von fünf Jahren berufen. Sie haben vor Ant r i t t
ihres Amtes dem Vorsitzenden durch Handschlag
gewissenhafte und unparteiische Ausübung des
Amtes zu geloben. Das Amt von Mitgliedern,
die innerhalb der allgemeinen fünfjährigen Amts-
dauer berufen werden, endet mi t deren Ablauf.
Die infolge des Ablaufes der Amtsdauer aus-
scheidenden Mitglieder haben ihr Amt bis zur
Wiederbesetzung auszuüben. Wiederbestellung ist
zulässig.

(3) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hat ein Mitglied seines Amtes zu ent-
heben, wenn ein der Bestellung entgegenstehendes
gesetzliches Hindernis bekannt wird oder wenn
es sich einer groben Verletzung oder dauernden
Vernachlässigung seiner Amtspflichten schuldig
gemacht hat. Ein Mitglied ist auch dann zu ent-
heben, wenn in seiner Berufstätigkeit eine solche
Änderung eintritt , daß es nicht mehr geeignet
erscheint, die Interessen jener Gruppe wahrzu-
nehmen, zu deren Vertretung es bestellt wurde.
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung
kann ferner ein Mitglied auf begründeten Antrag
der Stelle, auf deren Vorschlag die Bestellung
erfolgte, seines Amtes entheben. Mit dem Ent-
hebungsantrag ist gleichzeitig ein neuer Beset-
zungsvorschlag zu erstatten.

V e r h a n d l u n g s- u n d B e s c h l u ß -
f ä h i g k e i t .

§ 32. (1) Die Heimarbeitskommission faßt ihre
Beschlüsse in Senaten, die verschieden zusammen-
gesetzt sind, je nachdem es sich um Ansprüche
der Heimarbeiter, Zwischenmeister oder Mittels-
personen handelt.

(2) Den Vorsitz im Senat führt der Vorsitzende
(Stellvertreter) der Heimarbeitskommission. Er
hat in den Senat zu berufen:

a) wenn es sich um Angelegenheiten handelt,
die Ansprüche der Heimarbeiter betreffen,
je vier Mitglieder mit Stimmrecht aus der
Gruppe der Auftraggeber und aus der
Gruppe der Heimarbeiter sowie als Mit-
glieder mit beratender Stimme je ein Mit-
glied aus der Gruppe der Zwischenmeister
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und aus der Gruppe der Mittelspersonen
und zwei Mitglieder aus der Gruppe der
Fachleute;

b) wenn es sich um Angelegenheiten handelt ,
die Ansprüche der Zwischenmeister betref-
fen, je vier Mitglieder mi t Stimmrecht aus
der Gruppe der Auftraggeber und aus der
Gruppe der Zwischenmeister sowie je zwei
Mitglieder mi t beratender St imme aus der
Gruppe der Heimarbei ter und aus der
Gruppe der Fachleute. An Stelle der Mit-
glieder aus der Gruppe der Zwischenmeister
treten solche aus der Gruppe der Mittels-
personen, wenn es sich um Angelegen-
heiten handelt , die Ansprüche der Mittels-
personen betreffen.

Bei der Auswahl der Mitglieder innerhalb der
einzelnen Gruppen ist jeweils auch darauf Be-
dacht zu nehmen, daß die Erzeugungszweige, für
die eine Regelung getroffen werden soll, tun-
lichst ver t re ten sind.

(3) Wenn es sich um allgemeine Angelegen-
heiten der Heimarbeitskommission, insbesondere
u m die Frage der Zusammensetzung des Entgelt-
berechnungsausschusses handel t , ist ein Senat
nach den Best immungen des Abs. 2 lit. a, jedoch
mi t der doppelten Anzahl der Mitglieder, zu
bilden. Dieser Senat kann aus seiner Mit te einen
Unterausschuß, bestehend aus dem Vorsitzenden
(Stellvertreter) und je einem Mitglied aus der
Gruppe der Auftraggeber und der Heimarbei ter
wählen und mit der Aufgabe betrauen, im Be-
darfsfalle weitere . Mitglieder des Entgeltberech-
nungsausschusses zu bestellen. Diesem Unteraus-
schuß ist m i t beratender Stimme je ein Mit-
glied aus der Gruppe der Zwischenmeister und
der Mittelspersonen beizuziehen. (BGBl. Nr. 292/
1959, Art. I Z. 15)

(4) Die Senate sind verhandlungs- und beschluß-
fähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dessen
Stellvertreter von jeder st immberechtigten
Gruppe mindestens die Hälfte der einberufenen
Mitglieder anwesend ist.

(5) Sind die Mitglieder einer stimmberechtigten
Gruppe in der Überzahl , so haben in dieser
Gruppe die dem Alter nach jüngsten Mitglieder,
soweit sie überzählig sind, kein Stimmrecht.

§ 33. (1) Die Heimarbeitskommission faßt ihre
Beschlüsse, soweit in diesem Bundesgesetze nicht
anderes bes t immt ist, mi t einfacher Mehrhei t der
abgegebenen Stimmen. Der Vorsitzende gibt seine
Stimme zuletzt ab. Bei gleichgeteilten Stimmen
ist jene Meinung angenommen, für die der Vor-
sitzende gestimmt hat .

(2) Der Vorsitzende kann, wenn er es für
erforderlich hält, den Verhandlungen außer den
Fachleuten mit beratender Stimme auch sonstige
Sachverständige und Auskunftspersonen bei-
ziehen; er hat Sachverständige u n d Auskunfts-

personen beizuziehen, wenn dies von einer
stimmberechtigten Gruppe in der Heimarbeits-
kommission verlangt wird. Diesen Personen
k o m m t ein Stimmrecht nicht zu.

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung und das nach dem Sitze der Heimarbeits-
kommission örtlich zuständige Arbeitsinspektorat
sind berechtigt, zu den Sitzungen der Heim-
arbeitskommission und. der Berufungskommis-
sion Vertre ter zu entsenden; ihnen ist auf Ver-
langen das W o r t zu erteilen.

A b s c h n i t t 2.
Heimarbeitstarife.

§ 34. (1) Jede Heimarbeitskommission kann in
den ihrer Zuständigkeit unterworfenen Zweigen
der Heimarbei t Heimarbeitstarife beschließen,
durch die Arbeits- und Lieferungsbedingungen
für Heimarbei ter , Zwischenmeister und Mittels-
personen geregelt werden. Verhandlungen über
die Erlassung eines Heimarbeitstarifes sind auf
Vorschlag des Vorsitzenden, einer Interessen-
ver t re tung der Gruppen, für die der Heimarbeits-
tarif Anwendung finden soll, oder der Hälfte der
für den betreffenden Erzeugungszweig bestellten
Mitglieder dieser Gruppen aufzunehmen. Der
Vorsitzende kann jedoch einen Vorschlag, Ver-
handlungen über die Erlassung eines Heim-
arbeitstarifes aufzunehmen, der Heimarbeits-
kommission nur dann unterbrei ten, wenn er
vorher die Interessenvertretungen der Gruppen,
für die der Heimarbeitstarif Anwendung finden
soll, gehört hat . Ein Heimarbeitstarif kann nur
erlassen werden, wenn für die von dem He im-
arbeitstarif zu erfassenden Personen die im
Heimarbeitstarif festzulegenden Arbeits- und
Lieferungsbedingungen nicht bereits in einem
Heimarbeitsgesamtvertrag geregelt sind. (BGBl.
Nr. 292/1959, Art. I Z. 16)

(2) Im Beschluß sind der Inhalt , der Geltungs-
umfang, der Beginn der Wirksamkeit und die
Geltungsdauer des Heimarbeitstarifes festzu-
setzen.

(3) Der Heimarbeitstarif ist im „Amtsblat t zur
Wiener Zei tung" kundzumachen.

(4) Je eine Abschrift des Heimarbeitstarifes ist
von der Heimarbeitskommission dem Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung, den nach
dem örtlichen Wirkungsbereiche des Heimarbeits-
tarifes zuständigen Arbeitsinspektoraten und den
in Betracht kommenden Interessenvertretungen
der Dienstnehmer und der Dienstgeber zu über-
mitteln. Eine Ausfertigung ist von der Heim-
arbeitskommission dem Kataster der- Heim-
arbeitstarife einzuverleiben.

§ 35. (1) Der Heimarbeitstarif t r i t t an dem der
Kundmachung im „Amtsblat t zur Wiener Zei-
t u n g " folgenden Tag in Kraft, sofern im Heim-
arbeitstarif der Wirksamkeitsbeginn nicht anders
best immt ist.
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(2) Der Heimarbeitstarif ist innerhalb seines
sachlichen und örtlichen Wirkungsbereiches als
Mindestbedingung rechtsverbindlich. Er kann
durch Einzelvereinbarung weder aufgehoben noch
beschränkt werden. Sondervereinbarungen sind
nur gültig, soweit sie für den, der Heimarbeit
übernimmt, günstiger sind oder Ansprüche be-
treffen, die im Heimarbeitstarif nicht geregelt
sind.

§ 36. (1) Die Heimarbeitskommission kann den
von ihr beschlossenen Heimarbeitstarif aufheben
oder abändern.

(2) Die Heimarbeitskommission hat auf Vor-
schlag des Vorsitzenden, einer Interessenvertre-
tung der Gruppen, für die der Heimarbeitstarif
Anwendung findet, oder der Hälfte der für den
betreffenden Erzeugungszweig bestellten Mit-
glieder aus einer dieser Gruppen Verhandlungen
über die Aufhebung oder Abänderung des Heim-
arbeitstarifes aufzunehmen. Der Vorsitzende
kann jedoch einen Vorschlag, Verhandlungen
über die Aufhebung oder Abänderung des Heim-
arbeitstarifes aufzunehmen, der Heimarbeits-
kommission nur dann unterbreiten, wenn er
vorher die Interessenvertretungen der Gruppen,
für die der Heimarbeitstarif Anwendung findet,
gehört hat. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. 1 Z. 17)

(3) Die Bestimmungen des § 34 Abs. 2 bis 4
und des § 35 finden auf die Aufhebung oder Ab-
änderung von Heimarbeitstarifen sinngemäß
Anwendung.

A b s c h n i t t 3.
Gleichstellungsanordnungen.

§ 57. (1) Verhandlungen über Gleichstellungs-
anordnungen sind aufzunehmen, wenn ein Vor-
schlag von einer kollektivvertragsfähigen Kör-
perschaft oder der Hälfte der für den betreffen-
den Erzeugungszweig bestellten Mitglieder der
Heimarbeitskommission aus der Gruppe der
Zwischenmeister oder der Mittelspersonen oder
vom Vorsitzenden der Heimarbeitskommission
erstattet wird. Der Vorsitzende kann jedoch
einen Vorschlag, Verhandlungen über Gleich-
stellungsanordnungen aufzunehmen, der Heim-
arbeitskommission nur dann unterbreiten, wenn
er vorher die Interessenvertretungen der Grup-
pen, die von der Gleichstellung berühr t werden
würden, gehört hat. Vor Erlassung der Anord-
nung sind die in Betracht kommenden gesetz-
lichen Interessenvertretungen der Dienstgeber
und der Dienstnehmer zu hören. (BGBl. Nr. 292/
1959, Art. 1 Z. 18)

(2) Die Heimarbeitskommission kann eine von
ihr getroffene Gleichstellungsanordnung ab-
ändern oder aufheben; die Bestimmungen des
Abs. 1 gelten sinngemäß.

00 Von der Heimarbeitskommission getroffene
Anordnungen, mit denen eine Gleichstellung aus-

gesprochen, abgeändert oder aufgehoben wurde,
sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kund-
zumachen. Je eine Abschrift dieser Gleichstel-
lungsanordnung ist von der Heimarbeitskommis-
sion dem Bundesministerium für soziale Verwal-
tung, den zuständigen Arbeitsinspektoraten und
den in Betracht kommenden Interessenvertretun-
gen der Dienstnehmer und der Dienstgeber zu
übermitteln.

(4) Die Gleichstellungsanordnungen gemäß
Abs. 1 und 2 treten an dem der Kundmachung
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" folgenden
Tag in Kraft, sofern in der Gleichstellungsanord-
nung nicht anderes bestimmt ist.

A b s c h n i t t 4.

Entgeltberechnung und Entgeltüberprüfung.

E n t g e l t b e r e c h n u n g s a u s s c h u ß .

§ 38. (1) Der Entgeltberechnungsausschuß (§ 29
Abs. 2) besteht aus einem Vorsitzenden und nach
Bedarf aus einem oder mehreren Stellvertretern
sowie aus der erforderlichen Zahl von Mit-
gliedern, die von der Heimarbeitskommission
bestellt werden. Der Vorsitzende und seine Stell-
vertreter sind aus dem Kreise der Fachleute (§ 30
Abs. 3) der Heimarbeitskommission, die Mit-
glieder aus dem im § 30 Abs. 2 bezeichneten
Personenkreise zu entnehmen.

(2) Zu den Sitzungen des Entgeltberechnungs-
ausschusses sind vom Vorsitzenden (Stellvertreter)
die Mitglieder unter Bedachtnahme auf den Ver-
handlungsgegenstand einzuberufen, und zwar
jeweils ein Mitglied aus der Gruppe der Auftrag-
geber und je nachdem, ob es sich um Angelegen-
heiten handelt, die Ansprüche der Heimarbeiter,
Zwischenmeister oder der Mittelspersonen zum
Gegenstande haben, ein Mitglied aus der in Be-
tracht kommenden Gruppe.

(3) Der Entgeltberechnungsausschuß ist ver-
handlungs- und beschlußfähig, wenn außer dem
Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter beide der
in Betracht kommenden Gruppen vertreten sind.
Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 33.

• (4) Der Entgeltberechnungsausschuß kann die
Entscheidung hinsichtlich einzelner seiner Auf-
gaben dem Vorsitzenden (Stellvertreter) über-
tragen. Zur Beschlußfassung hierüber ist Stimmen-
einhelligkeit erforderlich.

(5) Wenn der Entgeltberechnungsausschuß bei
einer Überprüfung gemäß § 29 Abs. 1 lit. d die
Unrichtigkeit einer Entgeltberechnung feststellt,
hat er über das für die Stück- oder Leistungs-
einheit gebührende Entgelt in einem Feststel-
lungsbescheid abzusprechen. Dieser ist auch dem
zuständigen Arbeitsinspektorat zur Kenntnis zu
bringen. Rechtskräftige Entscheidungen dieser
Art sind für die Parteien rechtsverbindlich. (BGBl.
Nr. 292/1959, Art. I Z. 19)
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B e r u f u n g s k o m m i s s i o n f ü r
H e i m a r b e i t .

§ 39. (1) Über Berufungen gegen Bescheide der
Entgeltberechnungsausschüsse entscheidet die
beim Bundesministerium für soziale Verwaltung
errichtete Berufungskommission für Heim-
arbeit.

(2) Die Berufungskommission besteht aus einem
Vorsitzenden und nach Bedarf aus einem oder
mehreren Stellvertretern sowie aus der erforder-
lichen Zahl von Beisitzern. Der Vorsitzende und
seine Stellvertreter müssen Richter sein.

(3) Die Beisitzer sind aus den Gruppen der
Auftraggeber, der Heimarbeiter, der Zwischen-
meister und der Mittelspersonen unter Berück-
sichtigung der wichtigsten, in den Wirkungs-
bereich der Heimarbeitskommission fallenden
Erzeugungszweige zu entnehmen. Funktionäre
und Angestellte der Interessenvertretungen der in
Betracht kommenden Gruppen gelten hiebei als
Angehörige dieser Gruppen.

(4) Der Vorsitzende (Stellvertreter) wird vom
Bundesministerium für Justiz im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung nach Anhörung des Österreichischen
Arbeiterkammertages, des Österreichischen Ge-
werkschaftsbundes und der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft ernannt.

(5) Die Beisitzer werden vom Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung auf Grund von
Vorschlägen bestellt, die hinsichtlich der Beisitzer
aus der Gruppe der Heimarbeiter vom Österrei-
chischen Arbeiterkammertag im Einvernehmen
mit dem Österreichischen Gewerkschaftsbund,
hinsichtlich der Beisitzer aus den Gruppen der
Auftraggeber, Zwischenmeister und Mittelsperso-
nen von der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft zu erstatten sind. Wird das Vorschlags-
recht nicht binnen zwei Monaten nach Aufforde-
rung ausgeübt, so ist das Bundesministerium für
soziale Verwaltung bei der Bestellung an Vor-
schläge nicht gebunden.

(6) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter
sowie die Beisitzer der Berufungskommission
sind in Ausübung ihres Amtes unabhängig und
an keine Weisungen gebunden.

(7) Vorsitzende, Stellvertreter und Mitglieder
der Heimarbeitskommissionen sind vom Amt als
Beisitzer der Berufungskommission ausgeschlos-
sen. Im übrigen gelten hinsichtlich der Beisitzer
die Bestimmungen des § 31 Abs. 1 und 2 sinn-
gemäß.

§ 40. (1) Die Berufungskommission verhandelt
und entscheidet in Senaten, denen der Vor-
sitzende der Berufungskommission oder einer
seiner Stellvertreter als Vorsitzender, zwei Bei-
sitzer aus der Gruppe der Auftraggeber und
— je nachdem, ob es sich um Angelegenheiten
handelt, die Ansprüche der Heimarbeiter, der

Zwischenmeister oder der Mittelspersonen zum
Gegenstande haben — zwei Beisitzer aus der
jeweils in Betracht kommenden Gruppe ange-
hören.

(2) Zu den Sitzungen der Berufungskommission
sind die Beisitzer vom Vorsitzenden unter Be-
dachtnahme auf den Verhandlungsgegenstand
einzuberufen.

(3) Die Senate der Berufungskommission sind
verhandlungs- und beschlußfähig, wenn außer
dem Vorsitzenden (Stellvertreter) wenigstens je
ein Beisitzer aus den in Betracht kommenden
Gruppen anwesend ist. Die Bestimmungen der
§§ 32 Abs. 5 und 33 gelten sinngemäß.

(4) Die Bescheide der Berufungskommission
unterliegen nicht der Aufhebung oder Abände-
rung im Verwaltungswege.

A b s c h n i t t 5.
Gemeinsame Bestimmungen.

G e s c h ä f t s f ü h r u n g .

§ 41. Die näheren Vorschriften über die Ge-
schäftsführung der Heimarbeitskommissionen und
der Entgeltberechnungsausschüsse werden in einer
Rahmengeschäftsordnung geregelt, die vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung durch
Verordnung erlassen wird.

E n t s c h ä d i g u n g d e r V o r s i t z e n d e n ,
M i t g l i e d e r , S a c h v e r s t ä n d i g e n u n d

Z e u g e n .

§ 42. (1) Die Mitglieder der Heimarbeitskom-
missionen und der Entgeltberechnungsausschüsse
sowie die Beisitzer der Berufungskommission
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

(2) Die Mitglieder (Beisitzer), Sachverständigen
und Zeugen, die im Staats- oder sonstigen öffent-
lichen Dienst stehen, erhalten Reisegebühren
nach den für sie geltenden Vorschriften.

(3) Die übrigen Mitglieder (Beisitzer), Sach-
verständigen und Zeugen haben Anspruch auf
Ersatz der notwendigen Reise- und Aufenthalts-
kosten sowie auf Entschädigung für Zeitversäum-
nis nach den Bestimmungen und Tarifen, die für
Schöffen nach dem Gebührenanspruchsgesetz,
BGBl. N r . 2/1958, gelten; Sachverständige haben
außerdem Anspruch auf Ersatz der durch ihre
Tätigkeit sonst verursachten notwendigen Aus-
lagen und auf Ent lohnung für Mühewaltung nach
den Bestimmungen des vorgenannten Gesetzes.

(4) Hinsichtlich der Geltendmachung, der Be-
stimmung und Zahlung der Gebühr, die den im
Abs. 3 genannten Personen zusteht, finden die
Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes
sinngemäß mit der Maßgabe Anwendung, daß
die Gebühr von einem damit Beauftragten jener
Kommission (jenes Ausschusses) bestimmt wird,
bei der die Person tätig wurde, und daß gegen
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die Bestimmung der Gebühr die Beschwerde an
den Vorsitzenden der in Betracht kommenden
Kommission (des in Betracht kommenden Aus-
schusses) zulässig ist. Handel t es sich u m eine
Beschwerde des Vorsitzenden, so entscheidet
hierüber der Stellvertreter des Vorsitzenden.

(5) Die Kosten, die durch die Heranziehung
von Zeugen und Sachverständigen entstehen,
trägt der Bund in allen Fällen, in denen die
Heranziehung der Zeugen und Sachverständigen
nicht nur für einen in der Heimarbeit beschäf-
tigten Heimarbeiter oder Zwischenmeister, son-
dern von allgemeiner Bedeutung ist.

(6) Den Vorsitzenden (Stellvertretern) der
Heimarbeitskommissionen, der Entgeltberech-
nungsausschüsse und der Berufungskommission
sowie den Mitgliedern der Entgeltberechnungs-
ausschüsse kann eine Aufwandsentschädigung ge-
währt werden, deren H ö h e das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung festsetzt. In
diesen Fällen besteht kein Anspruch auf Ent-
schädigung für Zeitversäumnis gemäß Abs. 3.

(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I 2. 20)

V. HAUPTSTÜCK.
Heimarbeitsgesamtverträge.

A b s c h l u ß v o n H e i m a r b e i t s -
g e s a m t v e r t r ä g e n .

§ 43. (1) Durch Heimarbeitsgesamtverträge
können die Heimarbeit betreffende Arbeits- und
Lieferungsbedingungen der Heimarbeiter, der
Zwischenmeister und der Mittelspersonen sowie
die Rechtsbeziehungen zwischen den Vertrags-
parteien des Heimarbeitsgesamtvertrages ge-
regelt werden. Die Heimarbeitsgesamtverträge
bedürfen der Schriftform.

(2) Zum Abschluß von Heimarbeitsgesamtver-
trägen sind befugt: die gesetzlichen Interessen-
vertretungen der Dienstnehmer und der Dienst-
geber sowie auf freiwilliger Mitgliedschaft be-
ruhende Berufsvereinigungen der Dienstnehmer
und der Dienstgeber, denen die Kollektivver-
tragsfähigkeit gemäß § 3 des Kollektivvertrags-
gesetzes, BGBl. N r . 76/1947, zuerkannt wurde.
Auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhende Be-
rufsvereinigungen der Zwischenmeister und der
Mittelspersonen, denen die Kollektivvertrags-
fähigkeit zuerkannt wurde, besitzen diese nur
hinsichtlich des Abschlusses von Heimarbeits-
gesamtverträgen mit den Auftraggebern.

(3) Wird einer auf freiwilliger Mitgliedschaft
beruhenden Berufsvereinigung die Kollektivver-
tragsfähigkeit zuerkannt und schließt diese einen
Heimarbeitsgesamtvertrag ab, so verliert die in
Betracht kommende gesetzliche Interessenver-
tretung hinsichtlich der Mitglieder der Berufs-
vereinigung die Fähigkeit zum Abschluß von
Heimarbeitsgesamtverträgen für die Dauer der

Geltung des von der Berufsvereinigung abge-
schlossenen Heimarbeitsgesamtvertrages.

(4) Die Bestimmungen in Heimarbeitsgesamt-
verträgen können durch Einzelvertrag weder
aufgehoben noch beschränkt werden. Sonderver-
einbarungen sind, sofern sie der Heimarbeits-
gesamtvertrag nicht ausschließt, nur gültig, so-
weit sie für den Heimarbeiter günstiger sind
oder Angelegenheiten betreffen, die im Heim-
arbeitsgesamtvertrag nicht geregelt sind. Der
vorangeführte Grundsatz gilt auch für Zwischen-
meister und Mittelspersonen, sofern es sich um
Heimarbeitsgesamtverträge handelt, die zwischen
Auftraggebern einerseits und Zwischenmeistern
oder Mittelspersonen anderseits abgeschlossen
wurden.

§ 44. (1) Der Heimarbeitsgesamtvertrag er-
streckt sich, sofern dieser nicht anderes be-
stimmt, innerhalb des räumlichen, fachlichen und
persönlichen Geltungsbereiches auf die Auftrag-
geber, Heimarbeiter, Zwischenmeister und
Mittelspersonen, die zur Zeit des Abschlusses
des Heimarbeitsgesamtvertrages Mitglieder einer
am Heimarbeitsgesamtvertrag beteiligten Kör-
perschaft waren oder später werden (Vertrags-
angehörige).

(2) Geht der Betrieb eines Auftraggebers, eines
Zwischenmeisters oder einer Mittelsperson, der
einem Heimarbeitsgesamtvertrag unterworfen
ist, auf einen Dr i t ten über, so erstreckt sich der
Heimarbeitsgesamtvertrag auch auf diesen.

R e c h t s w i r k u n g e n d e s H e i m -
a r b e i t s g e s a m t v e r t r a g e s .

§ 45. (1) Die Bestimmungen des Heimarbeits-
gesamtvertrages gelten, soweit sie nicht die Rechts-
beziehungen zwischen den Vertragsparteien des
Heimarbeitsgesamtvertrages regeln, innerhalb
seines räumlichen, fachlichen und persönlichen
Geltungsbereiches als Bestandteil der Heim-
arbeitsverträge, die zwischen Vertragsangehörigen
(§ 44 Abs. 1) abgeschlossen werden.

(2) Enthäl t der Heimarbeitsgesamtvertrag
keine Vorschriften über seinen Wirksamkeits-
beginn, so beginnen seine Rechtswirkungen mit
dem auf die Kundmachung im „Amtsblat t zur
Wiener Zei tung" folgenden Tage.

(3) Die Rechtswirkungen des Heimarbeits-
gesamtvertrages treten auch für nicht Vertrags-
angehörige Heimarbeiter ein, die von einem
vertragsangehörigen Auftraggeber (Zwischen-
meister, Mittelsperson) beschäftigt werden. Dies
gilt jedoch nur so lange, als für diese Heim-
arbeiter nicht ein anderer Heimarbeitsgesamt-
vertrag abgeschlossen wird.

(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten auch
für nicht Vertragsangehörige Zwischenmeister
und Mittelspersonen, die von einem Vertrags-
angehörigen Auftraggeber beschäftigt werden.
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(5) Jeder Heimarbeitsgesamtvertrag setzt für
seinen Geltungsbereich von einem bestehenden
Heimarbeitstarif außer Kraft:

a) die Bestimmungen, die Gegenstand der
Regelung des Heimarbeitsgesamtvertrages
sind,

b) die Bestimmungen, die, ohne Gegenstand
der Regelung des Heimarbeitsgesamtver-
trages zu sein, ausdrücklich außer Kraft
gesetzt werden. (BGBl. Nr. 292/1959,
Art. I Z. 21)

H i n t e r l e g u n g u n d K u n d m a c h u n g
d e r H e i m a r b e i t s g e s a m t v e r t r ä g e .

§ 46. (1) Jeder Heimarbeitsgesamtvertrag ist
innerhalb von 14 Tagen nach seinem Abschluß
von der daran beteiligten Interessenvertretung
der Heimarbeiter (der in Heimarbeit beschäftig-
ten Zwischenmeister und Mittelspersonen) in
zwei gleichlautenden Ausfertigungen, die von
den vertragschließenden Parteien ordnungsgemäß
gezeichnet sein müssen, bei der fachlich zustän-
digen, Heimarbeitskommision zu hinterlegen.
Auch die an einem Heimarbeitsgesamtvertrag
beteiligte Interessenvertretung der Auftraggeber
(Zwischenmeister, Mittelspersonen) ist berechtigt,
die von ihr abgeschlossenen Heimarbeitsgesamt-
verträge bei der fachlich zuständigen Heim-
arbeitskommission zu hinterlegen.

(2) Die Heimarbeitskommission hat eine Aus-
fertigung des bei ihr hinterlegten Heimarbeits-
gesamtvertrages dem Hinterleger mit der Bestä-
tigung der durchgeführten Hinterlegung zurück-
zustellen; eine Ausfertigung ist von der
Heimarbeitskommission einem Kataster der
Heimarbeitsgesamtverträge einzuverleiben.

(s) Die Heimarbeitskommission hat den Ab-
schluß eines jeden bei ihr hinterlegten Heim-
arbeitsgesamtvertrages durch Einschaltung im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen.
Die Kundmachung ist binnen einer Woche nach
Vorlage des Heimarbeitsgesamtvertrages zu
veranlassen. Die Kosten der Kundmachung sind
von den vertragschließenden Parteien zu gleichen
Teilen zu tragen.

§ 47. Der Hinterleger eines Heimarbeitsgesamt-
vertrages hat je eine Ausfertigung des Heim-
arbeitsgesamtvertrages zu übermitteln:

dem Bundesministerium für soziale Verwal-
tung,

dem Österreichischen Statistischen Zentralamt
in Wien,

den nach dem örtlichen Wirkungsbereiche des
Heimarbeitsgesamtvertrages zuständigen Ar-
beitsinspektoraten,

den nach dem Geltungsbereiche des Heim-
arbeitsgesamtvertrages in Betracht kommen-
den gesetzlichen Interessenvertretungen der

Auftraggeber (Zwischenmeister oder Mittels-
personen) und der Heimarbeiter, sofern diese
nicht selbst vertragschließende Parteien sind.

§ 48. Die Bestimmungen der §§ 45 bis 47 gelten
sinngemäß auch für Abänderungen und Verlän-
gerungen von Heimarbeitsgesamtverträgen.

G e l t u n g s d a u e r d e s H e i m a r b e i t s -
g e s a m t v e r t r a g e s .

§ 49. (1) Enthält der Heimarbeitsgesamtvertrag
keine Vorschriften über seine Geltungsdauer, so
kann er nach Ablauf eines Jahres jederzeit mit
einer Frist von drei Monaten zum Letzten eines
Kalendermonates gekündigt werden; die Kündi-
gung muß zu ihrer Rechtswirksamkeit gegenüber
der anderen vertragschließenden Partei mittels
eingeschriebenen Briefes ausgesprochen werden.

(2) Die Partei, die die Kündigung ausgesprochen
hat, hat der zuständigen Heimarbeitskommission
binnen drei Tagen nach Ablauf der Kündigungs-
frist das Erlöschen des Heimarbeitsgesamtvertra-
ges anzuzeigen. Auch die andere Vertragspartei
ist berechtigt, diese Anzeige zu erstatten.

(3) Verliert eine Berufsvereinigung die Kol-
lektivvertragsfähigkeit, so erlöschen die von
dieser Berufsvereinigung abgeschlossenen Heim-
arbeitsgesamtverträge mit dem Tag, an dem die
Entscheidung über das Erlöschen der Kollektiv-
vertragsfähigkeit im „Amtsblat t zur Wiener Zei-
tung" kundgemacht wird.

(4) Ein von einer gesetzlichen Interessenvertre-
tung abgeschlossener Heimarbeitsgesamtvertrag
erlischt für die Mitglieder einer zum Abschluß
eines Heimarbeitsgesamtvertrages fähigen Berufs-
vereinigung mit dem Tag, an dem ein von der
Berufsvereinigung abgeschlossener Heimarbeits-
gesamtvertrag in Wirksamkeit t r i t t .

(5) Die Heimarbeitskommission hat das Er-
löschen des Heimarbeitsgesamtvertrages jeweils
binnen einer Woche nach Einlangen der Anzeige
gemäß Abs. 2 sowie nach dem in Abs. 3 und 4
bezeichneten Tag im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung" kundzumachen. Die Bestimmungen des
§ 46 Abs. 3 gelten sinngemäß.

(6) Das Erlöschen eines Heimarbeitsgesamt-
vertrages hat die Heimarbeitskommission im
Kataster der Heimarbeitsgesamtverträge vorzu-
merken. Gleichzeitig sind hievon die zuständigen
Arbeitsinspektorate zu verständigen.

§ 50. Die Rechtswirkungen des Heimarbeits-
gesamtvertrages bleiben nach seinem Erlöschen
für Vertragsverhältnisse, die unmittelbar vor
seinem Erlöschen durch ihn erfaßt waren, so
lange aufrecht, als für diese Vertragsverhältnisse
nicht ein neuer Heimarbeitsgesamtvertrag oder
ein Heimarbeitstarif wirksam oder nicht ein
neuer Einzelvertrag abgeschlossen wird.
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VI. HAUPTSTÜCK.

Entgeltschutz.

A u s k u n f t ü b e r E n t g e l t e .

§ 51 . Auftraggeber, Zwischenmeister, Mittels-
personen und Heimarbeiter sind verpflichtet,
über alle die Arbeits- und Lieferungsbedingungen
berührenden Fragen den Arbeitsinspektoraten,
den Heimarbeitskommissionen, den Entgelt-
berechnungsausschüssen und der Berufungskom-
mission Auskunft zu geben und auf Verlangen
Abrechnungsbücher, Arbeitsstücke, Stoffproben
und sonstige für die Entgeltermittlung not-
wendige Unterlagen vorzulegen.

Ü b e r w a c h u n g d e r E n t g e l t z a h l u n g .

§ 52. (1) Das Arbeitsinspektorat hat, unbe-
schadet der Bestimmung des Abs. 3, die Einhal-
tung der durch gesetzliche Vorschriften, Heim-
arbeitsgesamtvertrag, Heimarbeitstarif (Kol-
lektivvertrag, Tarifordnung) oder Einzelvertrag
festgesetzten Arbeits- und Lieferungsbedingungen
zu überwachen; hiebei hat das Arbeitsinspektorat
auch zu prüfen, ob nicht eine Unterentlohnung
vorliegt.

(2) Eine Unterentlohnung liegt vor, wenn
infolge Anwendung unrichtiger Entgeltsätze im
Vergleich zu dem nach diesem Bundesgesetze,
nach Heimarbeitsgesamtvertrag oder Heim-
arbeitstarif (Kollektivvertrag, Tarifordnung)
oder, wenn solche Regelungen nicht bestehen,
nach Einzelvertrag gebührenden Entgelt ein
geringeres Entgelt gezahlt wurde oder die An-
sprüche auf Feiertagsentgelt, Urlaubsentgelt, Ab-
findung, Krankenentgelt, Weihnachsremuneration
oder Urlaubszuschuß nicht ordnungsgemäß
erfüllt wurden.

(3) Stellt das Arbeitsinspektorat eine Unter-
entlohnung fest, so hat es den Auftraggeber
(Zwischenmeister, Mittelsperson) aufzufordern,
den Minderbetrag nachzuzahlen und dem Arbeits-
inspektorat innerhalb einer von diesem fest-
zusetzenden angemessenen Frist den Zahlungs-
nachweis vorzulegen.

(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 22)

§ 53. Erhält das Arbeitsinspektorat innerhalb
der von ihm nach § 52 Abs. 3 festgesetzten Frist
vom Auftraggeber (Zwischenmeister, Mittels-
person) nicht den geforderten Zahlungsnachweis
oder die Mitteilung, daß er die der Zahlungs-
aufforderung zugrunde liegenden Entgeltsätze
anerkennt, so hat es in Fällen einer Unterentloh-
nung infolge Anwendung unrichtiger Entgelt-
sätze beim Entgeltberechnungsausschuß einen
Antrag auf Überprüfung der Entgeltberechnung
und Feststellung des für die Stück- oder Leistungs-
einheit gebührenden Entgelts gemäß § 29 Abs. 1
lit. d einzubringen. Von der Einbringung des

Antrages ist Abstand zu nehmen, wenn in der
gleichen Sache bereits ein rechtskräftiger Bescheid
des Entgeltberechnungsausschusses oder der Be-
rufungskommission vorliegt oder ein Verfahren
bei den genannten Stellen anhängig ist.

(BGBl. Nr. 292/1959, Art. 1 Z. 23)

§ 54. (1) Das Arbeitsinspektorat hat, wenn es
eine empfindliche oder eine wiederholte Unter-
entlohnung im Sinne des § 52 Abs. 2 feststellt,
die Anzeige an die zuständige Bezirksverwal-
tungsbehörde zu erstatten. (BGBL Nr. 292/1959,
Art. I Z. 24)

(2) Mit der Anzeige kann auch ein Antrag hin-
sichtlich des Strafausmaßes gestellt werden.

(3) Die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde
hat über die Anzeige längstens binnen zwei
Wochen das Strafverfahren einzuleiten; gelangt
die Bezirksverwaltungsbehörde auf Grund des
durchgeführten Ermittlungsverfahrens zu der
Ansicht, daß das Strafverfahren einzustellen oder
eine niedrigere Strafe als vom Arbeitsinspektorat
beantragt wurde, zu verhängen ist, so hat sie vor
Fällung des Erkenntnisses dem Arbeitsinspektorat
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Eine
schriftliche Ausfertigung des erlassenen Bescheides
ist dem Arbeitsinspektorat zuzustellen. Im
übrigen gelten die Bestimmungen des § 11 des
Arbeitsinspektionsgesetzes 1956, BGBl. Nr . 147,
in der jeweils geltenden Fassung sinngemäß.
(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 25)

(4) Bezieht sich die Anzeige auf die Nicht-
befriedigung oder die nicht ordnungsgemäße Be-
friedigung der Ansprüche auf Weihnachtsremune-
ration, Urlaubszuschuß oder Krankenentgelt, so
hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag
des Auftraggebers (des Zwischenmeisters, der
Mittelsperson), wenn über diese Ansprüche ein
Verfahren beim Arbeitsgericht anhängig ist oder
gleichzeitig anhängig gemacht wird, das Straf-
verfahren hinsichtlich dieser Ansprüche bis zur
rechtskräftigen Entscheidung durch das Arbeits-
gericht auszusetzen. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. I
Z. 26)

H a f t u n g .

§ 55. Auftraggeber, die Mittelspersonen ver-
wenden, haften mit diesen zu ungeteilter Hand
für den Ausfall an Entgelt, den Heimarbeiter
oder unter die Bestimmungen des § 3 oder des
§ 4 fallende Zwischenmeister durch Nichteinhal-
tung der durch Heimarbeitsgesamtvertrag oder
Heimarbeitstarif (Kollektivvertrag, Tariford-
nung) festgesetzten Arbeits- und Lieferungs-
bedingungen erleiden. Diese Haftung erstreckt
sich auch auf Feiertagsentgelte, Urlaubsentgelte,
Abfindungen, Weihnachtsremunerationen, Ur-
laubszuschüsse und Krankenentgelte.

(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 27)
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E n t g e l t s c h u t z f ü r M i t t e l s -
p e r s o n e n .

§ 56. Wenn ein Auftraggeber an eine von ihm
verwendete, unter die Bestimmung des § 4 fal-
lende Mittelsperson ein Entgelt zahlt, von dem
er weiß oder nach den Umständen wissen mußte,
daß es zur Zahlung der nach diesem Bundesgesetz,
Heimarbeitsgesamtvertrag oder Heimarbeitstarif
(Kollektivvertrag, Tarifordnung) für Heim-
arbeiter und Zwischenmeister gebührenden Ent-
gelte, Feiertagsentgelte, Urlaubsentgelte, Ab-
findungen, Weihnachtsremunerationen, Urlaubs-
zuschüsse und Krankenentgelte nicht ausreicht,
so schuldet er der Mittelsperson den sich ergeben-
den Unterschiedsbetrag.

(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 28)

VII. HAUPTSTÜCK.

Allgemeine Bestimmungen.

A r b e i t e r s c h u t z b e s t i m m u n g e n
in a n d e r e n V o r s c h r i f t e n .

§ 57. In anderen gesetzlichen Vorschriften ent-
haltene Arbeiterschutzbestimmungen, die über
die in diesem Bundesgesetze getroffenen Rege-
lungen hinausgehen, werden nicht berührt.

U n a b d i n g b a r k e i t.
§ 58. Ansprüche, die den in Heimarbeit Be-

schäftigten nach diesem Bundesgesetze zustehen,
können durch Einzelvertrag und — soweit dieses
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt — durch
Heimarbeitsgesamtvertrag oder Heimarbeitstarif
weder aufgehoben noch beschränkt werden.

E i n s i c h t n a h m e i n d i e
H e i m a r b e i t s g e s a m t v e r t r ä g e u n d

H e i m a r b e i t s t a r i f e .

§ 59. Die bei den Heimarbeitskommissionen
hinterlegten Heimarbeitsgesamtverträge und die
von den Heimarbeitskommissionen beschlossenen
Heimarbeitstarife können während der Amts-
stunden von jedermann eingesehen werden.

R e c h t s h i l f e .

§ 60. Die Interessenvertretungen der Dienst-
nehmer und der Dienstgeber sowie die Träger
der Sozialversicherung haben die Heimarbeits-
kommissionen, die Entgeltberechnungsausschüsse
und die Berufungskommission bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben zu unterstützen.

A m t s v e r s c h w i e g e n h e i t .

§ 61. (1) Vorsitzende (Stellvertreter) und Mit-
glieder (Beisitzer) der Heimarbeitskommissionen,
der Entgeltberechnungsausschüsse und der Be-
rufungskommission sind verpflichtet, über alle

ihnen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt-
gewordenen oder als solche bezeichneten Ge-
schäfts- oder Betriebsgeheimnisse strengste Ver-
schwiegenheit zu beobachten. An diese Ver-
schwiegenheitspflicht sind sie auch nach Ablauf
ihrer Amtsdauer gebunden. Die Einhaltung der
Verschwiegenheitspflicht ist bei Aufnahme der
Tätigkeit zu geloben; dies gilt nicht für Per-
sonen, die schon als öffentliche Beamte zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet sind.

(2) Aus wichtigen Gründen können die im
Abs. 1 genannten Personen für einen bestimmten
Fall von der Verpflichtung zur Wahrung des
Amtsgeheimnisses entbunden werden. Zuständig
hiefür ist hinsichtlich der Vorsitzenden (Stell-
vertreter) der Heimarbeitskommissionen und der
Entgeltberechnungsausschüsse das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung, hinsichtlich des
Vorsitzenden (Stellvertreters) der Berufungs-
kommission das Bundesministerium für Justiz
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für soziale Verwaltung, im übrigen der Vor- "
sitzende (Stellvertreter) der Heimarbeitskom-
mission oder der Berufungskommission.

A n w e n d u n g d e s AVG. 1950.

§ 62. Auf das Verfahren vor dem Entgelt-
berechnungsausschuß, vor der Berufungskom-
mission" für Heimarbeit und vor dem Arbeits-
inspektorat — soweit es auf Grund dieses Bun-
desgesetzes für die Erlassung von Bescheiden zu-
ständig ist — finden die Bestimmungen des
AVG. 1950 Anwendung.

S t e m p e l - u n d G e b ü h r e n f r e i h e i t .

§ 63. Die im Verfahren nach diesem Bundes-
gesetz erforderlichen Eingaben, Niederschriften,
amtlichen Ausfertigungen und Bescheide sind
von den Stempel- und Rechtsgebühren des
Bundes sowie den Bundesverwaltungsabgaben
befreit.

S t r a f b e s t i m m u n g e n .

§ 64. (1) Personen, die den Vorschriften dieses
Bundesgesetzes oder einer auf Grund dieses
Bundesgesetzes erlassenen Vorschrift oder be-
hördlichen Anordnung zuwiderhandeln, wer-
den, sofern die Tat nicht nach anderen Vor-
schriften strenger zu bestrafen ist, von der Be-
zirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu
6000 S oder mit Arrest bis zu sechs Wochen be-
straft. In gleicher Weise ist zu bestrafen, wer
sich einer empfindlichen oder wiederholten Un-
terentlohnung (§ 52 Abs. 2) schuldig macht.
(BGBl. Nr. 292/1959, Art. I Z. 29)

(2) Verletzungen der Amtsverschwiegenheit
durch die im § 61 Abs. 1 genannten Personen
werden, sofern die Tat nicht nach anderen Vor-
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Schriften strenger zu bestrafen ist, als Vergehen
mit Arrest von drei Monaten bis zu zwei Jahren
bestraft.

V e r b o t d e r A u s g a b e v o n H e i m -
a r b e i t .

§ 65. Auf Antrag des Arbeitsinspektorates
kann die zuständige Verwaltungsbehörde Per-
sonen, die mehr als einmal wegen Zuwiderhand-
lungen nach § 64 bestraft oder nur deshalb nicht
nach dieser Bestimmung bestraft wurden, weil
die Tat nach einer anderen Bestimmung mit
strengerer Strafe bedroht ist, die Ausgabe oder
Weitergabe von Heimarbeit dauernd oder für
bestimmte Zeit verbieten.

VIII. HAUPTSTÜCK.
Übergangsbestimmungen.

A n z e i g e ü b e r V e r g e b u n g v o n
H e i m a r b e i t .

§ 66. Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes die Herstellung, Bearbei-
tung, Verarbeitung oder Verpackung von Waren
in Heimarbeit ausführen läßt, hat innerhalb
eines Monates nach dem Inkrafttreten eine An-
zeige gemäß § 5 zu erstatten.

W e i t e r g e l t e n v o n V o r s c h r i f t e n
ü b e r d e n D i e n s t n e h m e r s c h u t z in

d e r H e i m a r b e i t .

§ 67. Die in bestehenden Verordnungen ent-
haltenen Bestimmungen über

das Verbot der Vergebung gewisser Arbeiten
an Heimarbeiter aus Rücksicht der öffent-
lichen Gesundheitspflege,

das Verbot der Herstellung und Verpackung
von Zahnpulver in der Heimarbeit,

das Verbot des Abfüllen« von Brennstoff-
ampullen für Taschenfeuerzeuge mit brenn-
baren Flüssigkeiten in der Heimarbeit,

das Verbot der Ausführung von Arbeiten in
der Heimarbeit unter Verwendung gesund-
heitsschädlicher Stoffe und

die Verarbeitung von Zelluloid in der Heim-
arbeit

bleiben bis zur Erlassung neuer Vorschriften auf
Grund dieses Bundesgesetzes weiter in Geltung.

W e i t e r g e l t e n v o n K o l l e k t i v v e r -
t r ä g e n u n d T a r i f o r d n u n g e n .

§ 68. (1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes geltenden Kollektivver-
träge und Tarifordnungen bleiben mit der bis-
herigen Rechtswirksamkeit solange und insoweit
aufrecht, als sie nicht durch Heimarbeitsgesamt-
verträge oder Heimarbeitstarife im Sinne dieses
Bundesgesetzes ersetzt werden, es sei denn, daß

sie auf Grund ihrer Bestimmungen über die
Geltungsdauer oder, soweit es sich um Kollektiv-
verträge handelt, infolge Kündigung schon früher
erlöschen. Soweit jedoch Kollektivverträge oder
Tarifordnungen Bestimmungen enthalten, die
ungünstiger für die in Heimarbeit Beschäftigten
sind als die in diesem Bundesgesetze getroffenen
Regelungen, gelten diese Regelungen.

(2) Mit dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes
BGBl. Nr . 292/1959 treten noch in Geltung
stehende Tarifordnungen, soweit Abs. 3 nicht
anderes bestimmt, außer Kraft. (BGBl. Nr. 292/
1959, Art II. Abs. 1)

(3) Nachstehend angeführte Tarifordnungen
bleiben, insoweit sie noch im Geltung stehen, in
Kraft:

1. die Tarifordnung für die Herstellung von
Wäsche und verwandten Erzeugnissen in
Heimarbeit vom 31. Dezember 1941, Tarif-
register Nr . 3696/1, Reichsarbeitsblatt Nr . 8
vom 15. März 1942, mit Ausnahme jener
Bestimmungen, die sich auf die Herstellung
von Gegenständen für die NSDAP und deren
Gliederungen und den Reichsarbeitsdienst
beziehen;

2. die Tarifordnung für die Herstelking von
Miedern und verwandten. Erzeugnissen in
Heimarbeit vom 26. Februar 1942, Tarif-
register Nr . 3700/1, Reichsarbeitsblatt Nr . 8
vom 15. März 1942, in der Fassung der Tarif-
ordnung vom 9. Juli 1942, Tarifregister
Nr. 3700/4, Reichsarbeitsblatt Nr . 22 vom
5. August 1942;

3. die Tarifordnung für die Herstellung von
Krawatten in Heimarbeit vom 20. April
1942, Tarifregister Nr . 2602/5, Reichsarbeits-
blatt Nr . 14 vom 15. Mai. 1942;

4. die Tarifordnung für die Herstellung von
Hosenträgern und verwandten Erzeugnissen
in Heimarbeit vom 25. Februar 1942, Tarif-
register Nr . 3699/1, Reichsarbeitsblatt Nr . 8
vom 15. März 1942, in der Fassung der
Tarifordnung vom 26. Juli" 1944, Tarif-
register Nr. 3699/2, Reichsarbeitsblatt
Nr. 23/24 vom 25. August 1944;

5. die Tarifordnung für die Herstellung von
Tüchern und Schals in Heimarbeit vom
2. Februar 1940, Tarifregister Nr . 3120/2,
Reichsarbeitsblatt Nr . 13 vom 5. Mai 1940,
in der Fassung der Tarifordnung vom
23. November 1940, Tarifregister Nr. 3120/
4, Reichsarbeitsblatt Nr. 34 vom 5. Dezem-
ber 1940, ausgenommen die §§ 7, 8, 10 A
und B;

6. die Reichstarifordnung für die Strickerei auf
Handflachstrickmaschinen in Heimarbeit
(Entgeltregelung) vom 30. April 1941, Tarif-
register Nr. 766/1, Reichsarbeitsblatt Nr . 14
vom 15. Mai 1941;
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7. die Tarifordnung für die Strumpfstrickerei
des Wirtschaftsgebietes Wien-Niederdonau
in Heimarbeit vom 22. Juni 1942, Tarif-
register Nr. 3760/1, Reichsarbeitsblatt Nr. 20
vom 15. Juli 1942;

8. die Tarifordnung für die Handschuhstrickerei
des Wirtschaftsgebietes Wien-Niederdonau in
Heimarbeit vom 22. Juni 1942, Tarifregister
Nr. 3758/2, Reichsarbeitsblatt Nr. 20 vom
15. Juli 1942;

9. die Reichstarifordnung für die Handklöppelei
in Heimarbeit vom 7. September 1942, Tarif-
register Nr. 1689/10, Reichsarbeitsblatt
Nr. 33 vom 25. November 1942;

10. die Tarifordnung für die Zwischenmeister
in der Handklöppelei vom 11. Juni 1943,
Tarifregister Nr. 1689/12, Reichsarbeitsblatt
Nr. 20 vom 15. Juli 1943;

11. das Stichzählungsregulativ für die Maschinen-
stickerei im Deutschen Reich vom 28. Juni
1943, Tarifregister Nr. 3902/1, Reichsarbeits-
blatt Nr. 20 vom 15. Juli 1943.

(BGBl. Nr. 292/1959, Art. II Abs. 2)

(4) Die im Abs. 3 angeführten Tarifordnungen
bleiben mit der bisherigen Rechtswirksamkeit
so lange aufrecht, als sie nicht durch Heim-
arbeitsgesamtverträge oder Heimarbeitstarife er-
setzt werden. (BGBl. Nr. 292/1959, Art. II
Abs. 3)

W e i t e r g e l t e n v o n G l e i c h s t e l -
l u n g e n .

§ 69. (1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bestehenden Gleichstellun-
gen für Zwischenmeister und Mittelspersonen
bleiben bis zur Anordnung nouer Gleichstellun-
gen gemäß § 4 dieses Bundesgesetzes, längstens
Jedoch bis zum Ablauf zweier Jahre nach In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes, in Wirksam-
keit.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht
für Zwischenmeister und Mittelspersonen in der
Lohnmaschinstickerei (Schifflistickerei) in Vorarl-
berg.

(3) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bestehenden und gemäß Abs. 1
vorläufig weitergeltenden Gleichstellungsanord-
nungen für Zwischenmeister und Mittelspersonen
sind vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
kundzumachen.

F e i e r t a g s e n t g e l t .

§ 70. (1) Heimarbeitern und den unter die
Bestimmungen des § 3 und des § 4 fallenden
Zwischenmeistern und Mittelspersonen ist ein

ihnen bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
nach den bisher geltenden Vorschriften zustehen-
des Feiertagsentgelt bei der ersten Entgeltaus-
zahlung nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
mit dem entsprechenden Teile nach Maßgabe der
bisherigen Vorschriften zur Auszahlung zu
bringen.

(2) Für die Berechnung des auf Grund dieses
Bundesgesetzes erstmalig gebührenden Feiertags-
entgeltes gelten die Bestimmunigen des § 18
Abs. 2 mit der Maßgabe, daß der Zeitraum, der
der Abrechnung des Feiertagsentgeltes zugrunde
zu legen ist, mit dem Tage des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes beginnt.

U r l a u b .

§ 71. (1) Für die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes beschäftigten Heim-
arbeiter, die den Bestimmungen des Arbeiter-
urlaubsgesetzes, BGBl. Nr. 173/1946, in der
Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 159/1947,
unterlagen, finden die Vorschriften der §§ 20
bis 25 von dem Tag an Anwendung, der der
Beendigung des im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes laufenden Dienstjahres
folgt. Bis dahin gelten für diese Personen die
Bestimmungen des Arbeiterurlaubsgesetzes.

(2) Heimarbeitern, auf die die Bestimmungen
des Abs. 1 keine Anwendung finden, ist ein
Urlaubsanspruch, der ihnen bis zum Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes nach den bisher für
sie geltenden Urlaubsbestimmungen noch zu-
steht, mit dem entsprechenden Teile des Urlaubs-
entgeltes nach Maßgabe der bisherigen Urlaubs-
bestimmungen abzugelten.

IX. HAUPTSTÜCK.

Schlußbestimmungen.

A u f h e b u n g v o n V o r s c h r i f t e n .

§ 72. (1) Alle mit den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes im Widerspruch stehenden Vor-
schriften werden außer Kraft gesetzt.

(2) Gemäß Abs. 1 treten insbesondere außer
Kraft:

1. Das Gesetz über die Heimarbeit in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Oktober
1939, Deutsches RGBl. I S. 2145,

2. die" Verordnung zur Durchführung des Ge-
setzes über die Heimarbeit vom 30. Oktober
1939, Deutsches RGBl. I S. 2152,

3. Art. III der Zweiten Verordnung über die
Einführung sozialrechtlicher Vorschriften im
Lande Österreich vom 9. Juli 1938, Deutsches
RGBl. I S. 851; Z. 4 bis 9 der Verordnung des
Reichsstatthalters (österreichische Landesregie-
rung) zur Durchführung der Zweiten Verord-
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nung über die Einführung sozialrechtlicher Vor-
schriften im Lande Österreich vom 9. Juli 1938,
GBl. f. d. L. Ö. Nr. 366/1938,

4. die Verordnung vom 2. Juli 1942 über das
Kleben von Gummi, Leder und ähnlichen Werk-
stoffen in der . Heimarbeit, Deutsches RGBl. 1
S. 441,

5. die Anordnung zur Sicherung kriegswich-
tiger Heimarbeit vom 1. Oktober 1942, Reichs-
anzeiger Nr. 235/1942,

6. Art. III der Verordnung des Staatsamtes
für soziale Verwaltung vom 29. Oktober 1945

über die Lohnzahlung an Feiertagen, StGBl.
Nr. 212.

V o l l z i e h u n g .

§ 73. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist hinsichtlich der §§ 24, 39 Abs. 4, 61
Abs. 2, soweit die Entbindung von der Ver-
schwiegenheitspflicht des Vorsitzenden (Stell-
vertreters) der Berufungskornmission in Frage
kommt, und des § 64 Abs. 2 das Bundesmini-
sterium für Justiz, hinsichtlich der übrigen Be-
stimmungen das Bundesministerium für soziale
Verwaltung betraut.


